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- - - - - - - . - ¬
Die AnmeldungennachdemKleinrentnergesetz .Wieaus vielen Anfragenhervor¬
geht ,besteht in weiten Kreisen der Bevölkerung noch immer die Meinung ,dass der
Wiener Magistrat mit der Entgegennahme der Anmeldungen nach demKleinrentner¬

gesetz betraut ist oder dass ihmirgendeine Einflussnahmeauf dieErledigung
der Gesuche zusteht .Auchsind viele Besitzer vonTeilschuldverschreibungen
der Gemeinde Wien ,die auf Grund des Gemeinderatsbeschlusses vom 31 .Mai1929

beimWienerMagistratein AnsuchenumZuerkennungeinesZinsenzuschusses
eingebracht haben ,der Ansicht ,dass dieses Gesuchdie imKleinrentnergesetz
vorgesehene Anmeldung ersetzt oder aber ,dass die Wiener Stadtanleihen für

die Anmeldungnach demKleinrentnergesetz überhaupt nicht in Betrachtkommen.
Beide Anschauungensind irrig und geeignet ,solchen Personeneinenhauernden
Schadenzu bringen .Es wird daher neuerlich nachdrücklcishtdaraufaufmerksam
gemacht ,dass alle von der GemeindeWienbegebenenTeilschuldverschreibungen ,
sofernesie vor dem . Jänner1919erworbenwurden ,unter die Bestimmungendes
Kleinrentnergesetzesfallen .Die Besitzer solcher Obligationenmüssenungeach-¬
tet des etwa seinerzeit beimWienerMagistrat eingebrachtenAnsuchensihren
Anspruchnach demKleinrentnergesetz ausschliesslich bei den nach diesemGe¬
setz zur Entgegennahmeder Anmeldungenberufenen Amtsstellen bis kängstens31
Jänner 1930geltend machen ;anderenfalls laufen sie Gefahr ,dass die nichtange¬
meldeten Teilschuldverschreibungen im Zuge der Kleinrentneraktion desBundes
nicht berücksichtigt werden .Der Anspruch auf eine Unterhaltsrente ist ,wennder

Anspruchswerberin Wienseinen Wohnsitz hat ,beim Bundeaministerium für so¬
ziale Verwaltung ,Bürodes Kleinrentnerfonds ,. ,Singerstrasse17,wennerin
einer Landeshauptstadt seinen Wohnsitz hat ,beim Amt der Landesregierung und

in den übrigen Fällen bei der nach dem Wohnsitz des Anspruchswerbers zustän¬

digen politischen Bezirksbehörde anzumelden .Zur Entsbheidung über die einge - ¬
brachten Ansuchen wird eine beim Bundesministerium für soziale Verwaltung zu

errichtende Kommission berufen sein .Es ist daher vollkommen zwecklos beimWie¬

ner Magistrat wegender Anmeldungoder wegenBeeinflussung der Behandlungder
beim Büro des Kleinrentnerfonds eingebrachten Gesuchevorzusprechen .

BezirksvertretungWieden .Die nächste Sitzung der BezirksvertretungWieden
findetamDienstag ,den17 .Dezember,um16 ' 30Uhrstatt .

522



Rathauskorrespondenzvom12 .Dezember1929II . Blatt
NeuestädtischeKindergärten.ImFortschreitendesAufbauesderWienerJugend-¬
fürsorge werden demnächst wieder fünf neue städtische Kindergärten derBenüt - ¬

zungübergeben .Sie werdeninsgesamtüber21Abteilungenverfügen .Dieneuen
Kindergärtenbefindensich durchwegsin städtischen Wohnhausanlagen,undzwar
aufderLandstrasseamNikolausplatz ,aufderWiedenin derSchelleingasse,
in Hitzing in der Cumberlandstrasse und Heinrich Colingasse und in Florids¬
dorf in derWoltagasse .

- . - . - - - - - - ¬
EinEhrengrabfür ProfessorLudwigBoltzmann .Am8 .September1906wurdedie
LeichedesHofratesUniversitätsprofessorsLudwigBoltzmannimDöblinger
Friedhofbestattet .Nunmehrwirddie LeicheexhumiertundausdiesemAnlass
ist dasProfessorenkollegiumderWienerUniversitätandieGemeindemitdem
Ersuchenherangetreten ,demhervorragendenGelehrten ein EhrengrabimWiener
Zentralfriedhofzuwidmen.BerGemeinderatsausschussfür Wohlfahrtswesenhat
sich gestern mit diesem Ansuchen beschäftigt und mit Rücksicht auf die Per¬

sönlichkeitundVerdienstedesVerstorbenendie WidmungeinesEhrengrabes
beschlossen .

- . - - - ¬
Die Seilergasse nicht mehrEinbahnstrasse .Bekanntlichist seinerzeit dieSci¬
lergasseals Einbahnstrasseerklärtworden .DasichjedochVerkehrsschwierig¬
keiten in der Kärntnerstrasse ergeben haben ,wird der Verkehr in der Seiler¬

gasse versuchsweise wieder in beiden Richtungenfreigegeben .

Budgetberatung

WIENEER GEMEINDERAT
Sitzung vom12 . Dezember1929 .

Ler Wiener Gemeinderat ist heute in die Spezialdebatte über denVor - ¬

anschlag der Bundeshauptstadt Wien eingegangen .Für die Spezialdebatte sind
59 Minderheitsredner zum Wortgemeldet .

Beginn der Sitzung : 16Uhr .

ZurVerhandlunggelangtdie VerwaltungsgruppefürPersonalangelegen¬
heiten undVerwaltungsreform.
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III . BlattGemeinderatssitzungvom12. Dezember1929

ZumVoranschlagüberdie VerwaltungsgruppePersonalangelegenheiten
und Verwaätungsreformführt der Personalreferent der GemeindeWienamtsfüh¬
render Stadtrat Speiseraus :

ImVoranschlagdesJahres1930ist derPersonalaufwandfürdenMagis¬
trat einschliesslichder demMagistrateangegliedertenBetriebeundfürdas
Schulwesenmit Schilling 196,500. 160. - veranschlagt .Hiezukommendie indie¬

semVoranschlagenicht enthaltenen Personalauslagender städtischenUnter¬
nehmungen,die für das Jahr 1930rund148 ' 7MillionenSchillingbetragen
werden .Ausserdemgelangen an die ehemeligendemStande derKollektivverträg¬
ler angehörigenBedienstetenundderenHinterbliebenevonderfürdiese
GruppeneingerichtetenPensionskassarund13 ' 3MillionenSchillingzurAus¬
zahlung .Der gesamtePersonal - undPensionsaafwandder GemeindeWienund
ihrerUnternehmungenbeträgtsomitrund360MillionenSchilling .DieGemein-¬
deWienbeschäftigteam1 .August1929imBereichederHoheitsverwaltung
und in den der Hoheitsverwaltungunterstellten Betrieben und imSchulwesen
25. 602AngestellteundLehrpersonen.DieseZahlverteilt sichaufdieallge¬
meine Verwaltung mit 4943 ,auf die Betriebe mit 14 . 034 ,auf das Schulwesen

mit . 562 ,auf das Kontrollamtmit 63 .NachdemDienstrechtegliedernsich
diese Angestellten14 . 432Personen ,die der allgemeinenDienstordnung
unterstehen ,6087Lehrpersonen,937nachdemGehaltsschemafür diestäd¬
tischeFeuerwehrentlohnterAngestellte ,1968Vertragsangestellteund2178

Kollcktivvertragsbedienstote.
Am1 .August1929betrugdie Zahlder auf dieseGruppenentfallen¬

denPensionsparteien10. 116.
Bei den städtischen Unternchmungen( Strassenbahn ,Gaswerke ,Elcktri¬

zitätswerke ,Leichenbestattung,Brauhaus)warenam1 .August1929beschäf¬
tigt 2977Beamte,23268Bedienstete,zusammenalso26. 245Aktive .DerPen¬
sionistenstandbø/truginsgesamt8013Personen.

DieGemeindeWienbeschäftigtesomitam . August1929in derVer¬
waltungundin ihrenUnternehmungenzusammen51 . 847Personenundzahltean
18 . 179Personen /Ruhe -undVersorgungsgenüsseaus ; eswarenzusammeralso
70. 000Persongin,diealsLohn-oderPensionsempfängerderGemeindeWienin
Betrachtkamøn.

Nach /demVoranschlagdes Jahres 1929warenfür dieHoheitsverwalltung
anPersonglkostenSchilling182,392. 630vorgsehen,fürdasJahr1930sindt
Schilling196,500. 160veranschlagt.Dasfür1930veranschlagteMehrerfor¬
dernis beträgt sohin 14,107 . 530Schilling .In ProzentendesVoranschlages
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Gemeinderstssitzungvom12 .Dezember1929 IV. Blatt

des Jahres 1929hat sich der Aktivitätsaufwandumrund ' 5Prozent ,derPen¬
sionsaufwandum ' 4Prozent ,derGesamtaufwandumrund8 Prozenterhöht. Der
erhöhte Aktivitätsaufwand ist vorwiegend auf die am 1 .Dezember 1929 zugestan - ¬

denoBezugserhöhungdurchAuszahlungeines vierzehntenMonatsgehaltesundauf
die normaleZeitvorrückungder Angestelltenzurückzuführen .DererhöhtePen¬
sionsaufwandberuht gleichfalls auf der Gewährungeines vierzehntenMonats¬
bezugesundaufdenZuwachsan Pensionsparteien .ImZusammenhangmitdenBezugs¬
aufbesserungen hat die Angestellten - undBedienstetenschaft ihre Mitwirkung
bei in AussichtgenommenenArbeitsintensivierungenzugestanden.Teilswurden
Botriebsreformenbereits durchgeführt .

Der Personalreferent der GemeindeWiengab amSchlusse seinerAus¬
führungender ErwarzungAusdruck ,dass das gute Einvernehmen ,daszwisdhen
der Gemeindeverwaltungund der Angestelltenschaft bisher bestanden hat ,auch

in Zukunftaufrecht bleiben wird und dass die anlässlich der letzten Lohn¬
verbesserungen teils angebahnten ,teils bereits durchgeführten Massnahmen

sich in einer erhöhten Wirtschaftlichkeit der Verwaltung und damit zumWohle

dergesamtenBevölkerungWiensauswirkenwerde .( LebhafterBeifall ) .
GR. Stöger( . . )erklärt ,demVoranschlag zuzustimmen ,hiesse denGeist ,

in dem die städtische Angestelltenschaft geführt wird ,gutheissen . DerWähringer

Wahlschwindelhat gezeigt,wie es mit der städtischen Personalpolitik aus - ¬
sieht .Ein System ,das solche Früchteträgt ,mussverschwinden .AmtsratMaderhat
sich des Verbrechens desWahlbetruges schuldig gemacht .Was hat ihn bewogen ,die

Bevölkerung durch seinen Schwindel des Wahlrechtes zu berauben ? Maderist im
Jahr 1920 normal vprgerückt ,1921 auszeichnungsweise ,1922 wieder normal ,1923

wieder auszeichnungsweise ,1924wieder normal und im Jahre 1925überspranger
einige Kollegen und wurde als Amtsrat in die dritte Bezugsklasseübersetzt .
ErstandnunnurnochvordemSprungin die zweiteBezugsklassezumOberamtsrat.
Jetzt kann man verstehen ,was Mader zu seinen Schwindel bewogen hat .Maderhat
zun lumpigen Gesinnungslumperei gegriffen ,die reichlich belohnt wird . Wirmüssen
deskalh verlangen ,dass mit einer solchen Lotterwirtschaft in derPersonalverwal
tung ein Endegemachtwird . DerRednerbeantragt ,die Dienstordnungderstädti¬
schenAngestelltendahinabzuändern ,dass die MitgliederderPersonalkommission
ausdemStandederGemeindeangestelltenvondenAngestelltenselbst inunmit¬
telbarer ,freier und geheimer Wahl nach den Grundsätzen des Verhältniswahl¬

rechtes gewählt werden sollen . DerMagistrat ist zu beauftragen ,einendiesbe¬

züglichenEntwurfimEinvernehmenmitallen GewerkschaftenderGemeindeange¬
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Gemeinderatssitzungvom12 .Dezember1929. Blatt
stellten auszuarbeitenundehestensdemGemeinderatzur Beschlussfassungvor¬
zulegen .EinzweiterAntraggeht dahin ,denAbzugder Beiträgefür denVerband
derstädtischenAngestelltenvondenGehälternab . Jänner1930einzustellen.
( Beifall . d .Minderheit ) .

GR .Panosch ( . . )beschwert sich über die BehandlungdesGemeinderates

durchdenBürgermeister ,der die Sitzungenmeistensnureröffnetundschliesst .
DieBehandlungdesGemeinderatesdurchdenMagistratist einereinepartei¬
mässige .GR .Panosch beklagt sich insbesondere darüber ,dass auf Anzeigenwegen
Verletzungdes Prämiengesetzesnicht eingeschritten werde .AuchgegendasPfu¬
scherzumgeschiehttrotzbder scharfenRichtlinien ,die das Ministeriumhinaus¬
gegebenhat ,nichts .Efizeigen gegenPfuscher sind vielfach überhaupt nichtauf¬
findbar . Wennman schon etwas tut,so bekommendie Pfuscher eine Strafe von
5,10 oder 20 Schilling aber die Strafen werdendann gewöhnlichin derzwei¬
tenInstanznachgesehen .DieBevölkerungdndderGemeinderathabenin dieVer¬
waltung überhaipt nichts mehr dreinzureden .Der Redner kritisiert sodann die

im
Zustände Wiener Fortbildungsschulrat und verlangt ,dass die Gewerbetreibenden ,
die die Mittel für den Fortbildungsschulrat aufzubringen haben auchetwas
dreinzuredenhabensollen .Er fragt weiters ,wanndas Gewerbeförderungsamtseine
Tätigkeit aufnehmenwird ,und wünscht schliesslich Aufklärung über die unter
dem Titel Gemeindewache enthaltene Post " Pensionsparteen " ,da doch nicht anzu¬
nehmen sei ,dass es bei einer so jungen Institution schon Pensionisten gebe .

( Beifall bei der . . )
. Pfeiffer( . . )bemerkt ,es wärenotwendig ,dassderBürgermeistern .

der Stadt ,der doch sowohlin seiner Stellung wie in seinen metariellen Bezü¬
gen weit über die anderen Staatsbürger erhoben ist,wenn er amtlich als Bürger - ¬

meister auftritt alles vermeidet ,was ihn als Parteimann erscheinen lässt .Es

sei unzulässig ,dass der Bürgermeister ,wie dies im vergangenen Herbst geschehen

sei ,bei der Eröffnung von Gemeindebauten parteipolitische Reden halte undgera¬

dezu ein Barteipplitisches Programm entwickle .GR .Pfeiffer erwähnt sodann einen

Voranschlag,derandieMag. Abt. 26gerichtetseimundderHerstellungenineinem
TeildesWienerRathausesmitdemPostenaufwandvonmehrals200. 000Sumfasse.
DieserVoranschlagkönnesichnuraufdieEmpfangsräumedesBürgermeistersbe¬
ziehen .Er fragt ,ob dies tatsächlich der Fall ist undvonwelchemAusschuss
und bei welcher Gelegenheit die Kosten dieser neu Herstellungen genehmigt

wurden .Weitersverlangt er ,dass die Protokolledes WienerGemeinderatesin
Druckgelegt werden ,oder dass wenigstens seiner Partei ein Druchschlagdes
stenografischen Protokolls zur Verfügunggestellt werde .Sodannkritisifert
er das Wahlrecht für den Gemeinderat ,indem er darauf hinweist ,es sei eine
Verletzung Gleichheit des Wahlrechtes ,wenneine Partei ,wie diesozialdemokra¬
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Gemeinderatssitzungvom12.Dezember1929. VI .Blatt .—
tischeParteischonmit7500StimmenzueinemMandatkomme,währendParteien,
diein ganzWien10. 000Stimmenerhalten ,keinMandatbekommen.Eswäresehr
zu wünschen ,dass im Zusammenhangmit der Aenderungdes Wahlrechtes für den
BundauchdasWahlrechtfürdenGemeinderatunddemWienerLandtaggeändert
wird .GR . Pfeiffer befasst sich sodann mit der Fersonalpolitik und wendet

sich dagegen ,dass den Angestellten ein halbes Frozent ihrer Bezüge für den

VerbandderstädtischenAngestelltenabgezogenwerde .DieSozialdemokraten
mögen eine Vrabstimmung veranstalten ,dann werde man sehen ,wieviele städti - ¬

sche Angestellte sich wirklich zu ihrer Partei bekennen .Er erhebt so¬
dann den Vorwurf ,dass man sich bei den Ernennungen des Personals vonpar¬

teipolitischen Motivenleiten lasse underwähntals Beispielehiefüreinen
Direktionsrat ,derein persönlicherVertrauensmanndesStadtratesSpeiser
sei und einer anderen Peamten ,der ein acher beim sozialdemokratischen
Schutzbund sei ,beide seien sehr rasch avanciert ,während ein Rechnungsbe¬

amter ,ein grossdeutscher Bezirksrat in der Vorrückung sehr zurückgeblieben
für die Sozialdemokraten

sei .ZumSchlusse führt er darüber Beschwerde ,dass trotz des/ungünstigen
Ausgangsder Wahlenin denStadtschulratbei denErnennungenvonSchullei-¬
tern die Sozialdemokratenausserordentlichbevorzugtwerden .( LebhafterBei¬
fall bei der . . )

GR .Höppeler( . . )bemerkt ,die PehrerschafthabedurchdieWah¬
len in den Wiener Stadtschulrat zum Ausdruck gebracht ,dass sie in ihrer

Majoritätnicht marxistischeingestellt sei .Trotzdemwurdenbei denLei¬
terernenungen in diesem Jahre 50 Marxisten und nur neun Nichtmarxisten zu

Leitern ernannt .Unter den Nichtmarxisten ,die zu Peitern ernanntwurden ,
sind meist solche ,die unmittelbarvor der Pensionierungstehen ,während
die marxistischen Pehrpersonen meist eine sehr geringe Dienstzeit haben .
Es wurde sogar ein Lehrer ,der einen Schüler blutig geschlagen hatte ,nach¬

dem dieser Disziplinarfall unterschlagen worden war ,zum Direktor einer

Hauptschule ernannt .( Hört !Hört ! )Der Redner übt sodann ritik an denAus- ¬
zeichnungen .Die Auszeichnungen werden in Geldbeträgen oder in Stufenvor¬

rückungen gewährt ,wogegen sich die nichtmarxistischen Lehrer seit jeher

gewendethaben ,da dies eine Verletzungdes Pehrerdienstgesetzes undauch
gegen die Automatik verstösst . 'solche Auszeichnungen erziehen nur zur
Charakterlosigkeit .Es ist nicht zuerfahren ,auf welchem Wege und nach wel¬

chen Frundsätzen solche Auszeichnungen verliehen werden .Im Laufe desJah¬
res sind fast alle marxistischen Pehrpersonen ein oder zweimalausgezeich¬
net worden ,dagegen werden Nichtmarxisten ,trotz der besten Wualifikation

von den Auszeichnungen ausgeschlossen .Im Paufe der vergangenen Jahres
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Gemeinderatssitzungvom12 . Dezember1929 .VII . Blatt .
wurdennur34Lehrpersonender christlich -deutschenPehrerschaftund12An¬
gehörige des Pehrervereinesdagegen211Lehrer ,die demSentralvereinan¬
gehören ,ausgezeichnet .Die parteipolitische Einstellung zeigt sich auch
bei der EinrechnungvonVordienstzeiten undprivaten Dienstzeiten .Der
Rednerfordert ,dassder WienerLehrerschaftwiedeePehrerinanderen
KändernendlichauchQualifikationskommissionenzugebilligtwerdenund
stellt Anträge auf Eliminierung des Artikels 3 aus demLehrerdienstgesetz

undauf Schaffungeiner Fersonalvertretung für Pehrpersonen .( Lebhafter
Beifall bei der . . )

GRin. Schlösinger( . . )bespricht denFersonalabbauin derWiener

Gemeindeverwaltung ,dersichin derArtvollzieht ,dassmandennatürlichen
Abgangan fersonalsich auswirkenlässt ,wodurchmanzu einer nichtuner¬
heblichen Fersonalverminderung kommt .In diesem Jahre gibt es nach dem

Standesausweiss der allgemeinen Verwaltung um734 Angestellte wenigerals
im vorigen Jahre .In einigen Verwaltungszweigen ist zwar ein Pluw zuver¬
zeichnen ,wie im Wohlfahrtswesen und bei der Gemeindewache ,dafür aber in

den meisten Gruppen eine Fersonalverminderung .Die Strassenkehrer und die

Lehrer sind am stärksten äbgebaut worden .Frotz der Vermehrung der Schü¬

lerzahl um 2519 wurde die Pehrerzahl um 115 vermindert ." ekrwürdigerweise

dwurden gerade solche Klassen aufgelassen ,wo nichtmarxistische Lehrkräfte
dies

angestellt sind ,wie . B .in der Marktgasse der Fall war .Diedienstälte - ¬

sten Pehrkräfte ,die knapp vor der Pensionierung stehen ,werdenüberzählig
gemacht .GRin .Schlösinger bespricht sodann den Prlass des Stadtschulrates

der die Zuweisung von Aushilfslehrkräften betrifft .Diese Aushilfslehrkräfte

Siekommen einem wie eine traurige Truppe von Heloten vor .

werdenin Konzentnationslagern ,in sogenannten Standesschulengesam¬
melt .Dortwerdensie wiein einemDienstvermittlungsbürobehandelt .Un.
würdig ist es auch ,dass Krankheitsmeldungenvon Pehrpersonen in2weifel
gestellt und Kontrolluntersuchungen durchgeführt werden .Die Lehrerschaft

ist unter solchenZuständengeradezuzumHelotentumherabgesetzt .DieRed¬
nerin verweist sodann auf die Not der Junglehrer .Während anderswo manMit¬

tel und Wegesucht ;den Junglehrern zu helfen ,geschieht in Wiengarnichts .

DieRednerinbeschwertsichsodann ,dassdieSchulleiterstellenalternativ
ausgeschrieben werden und dabei die weiblichen Personen zurückgesetzt wer¬

den .Währendbei den Volksschullehrern ein Oberlehrer auf acht Lehrer
kommt ,kommteine Oberlehrerin erst auf 22 Lehrerinnen .GRin .Schlösinger
stellt folgende Anträge :Der Status der definitiven Bezirksaushilfslehr¬

528



VIII . BlattGemeinderatssitzungvom12. Dezezber1929
ObdachlogeunterdesSchwedcabrücke.Wieschonberichtet ,wurdedemMagistratvoreinigenTagengomeldet ,dassumnderder SchwedenbrückeObdachloseeineBretterhütteaufgestellthabenanddarinnächtigen .Umzuüborprüfen,obdieAnzeige den Tatsachen entspricht Wurde am Dienstag nachmittag vomMagistrateine baupolizeiliche Kommissien entsendet ,die feststellte ,dass tatsächlich

zwei obdachlosePersonenin einor aus Kistenbr ttern zusammengenageltenHüt¬te unter der Schwedenbrückewohnon .is handelt sich umdie 29jährigeJulie
Petz und umderen LebensgefährtemFranz wowag .Die beiden habenseinerzeit
schon einmal unter der Franzensbrucke genächtigt .Dann fand Julie Petz mit
ihren Lebensgefährtenbei der Amzugsstiegeder Franzensbrückein einemBauUnterschlupf ,der vomBundesstrombauamteinem Markthelfer provisorisch als
Magazin überlassen wurde .Am31 .April 1928 erhielt Julie Petz vomstädti¬

Vschen Wohnungsamt eine Wobnung in Simme : 12ng in der Mohnhausshlage Hasenlei¬
tengasse zugewiesen .Julie Potz ,deren Lebensgefö hrto damals in der Zwangs¬
arbeitsanstalt in Korneugurgwar ,zog jedoch in die ihr zugewieseneWohnungnicht ein ,Im August 1928 wurde ihr neus rlich vomstädtischen wohnungsamteine Wohnung im III . Bozirk ,und zwa ar ein Kabinstt zugewiesen .Diese Fohnunghat Julie Petz offenbar freiwillig wieder aufgegeben .Heute nun hat eineKom¬
mission des Magistrates die Räumungund Ebtragung der Hütte unter derSchwe¬denbrücke veranlasst .Julie Betz wurde ,da sie spitalsbedürftig ist ,in das
Krankenhaus der Stadt Wien nach Lainz gebracht .Ihrem Lebensgeföhrten wurde
die Aufnahmeim städtischen Obdachlosenheimzugesichert .

- . —.-—
kräfte ist wieder einzuführen ;die Lehramtskandidatensind nach demDatum
der Einreichung ihrer Gesuche mit Berücksichtigung ihrer Qudifikation wie

ihrer sozialen Verhältnisse zu reihen und anzustellen ;die mitersten

Jänner1926ernanntendefinitivenkatholischenReligionslehrersollenun¬
verzüglichihre AnstellungsdekreteundDokumenteausgefolgtbekommen;in
die Gehaltsbezügeder definitiven katholischenReligionslehrersoll dieVor¬
rückungvomAugust1925einbezogenwerden ;schliesslich beantragtdie

Rednerin ,den katholischen Religionslehrenn mit Remunerationeine imAusmass
des vierzehnten Monatsgehaltes perzentuell entsprechende Erhöhung ihrer Re¬

muneration zu bewilligen .( Beifall bei der E ,. )

In seinemSchlussworterwidert StR .Speiser auf dieAusführungen
der einzelnen „ edner .Hinsichtlich der Behauptung des GR .Gschladt ,Magi¬

stratsdirektor Hartl habe sich im vertrauen Kreis als Parteisekretär der
sozialdemokratischen Partei bezeichnet ,erklärt der Referent im Namendes

Magistratsdirektors ,dass er es dem vorgenannten Redner überlasse ,für die¬

se lächerliche Behauptung den Beweis zu führen .Gegenüber den von mehreren

Rednern zitierten Verfehlungen von städtischen Organen stellt StR . Speiser

fest ,dass das Korpsderstädtischen Angestellten und Arbeiter eintadel¬
loses ist .( Beifall bei der Mehrheit ) .Mit allem Nachdruck erklärt der Re¬

ferent ,dass bei Auszeichnungen und Ernennungen unter keinen Umständen von

einer Parteipolitik gesprochen werden kann .Die Anträge des Gr .Höppeler
ersucht St . . Speiser der ges häftsordnungsmässigen Behandlungzuzuweisen .
In Erwiderung

/Auf die Ausführungen der GR . tinSchlösinger verweist St . . Speiserdaranf ,
dass die Gemeinde ssämtliche Lehrerinnen ,die während des Krieges anstelle

der einrückenden Lehrer angestellt wadensind ,gleichgültig welcherGesinnung
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sie sind,inihrerStellunggelassenhat ;dasist imübrigenauchderGrossteil
derLehrpersonen,diedieLehrerwahlenbeeinflussen.DieseUeberzahlvonLehrern
undLehrerinnenmusssichnunallmählichabbauenunddarauserklärtessich
auch,dasstrotzdergrösserenSchülerzahlnichtmehrLehrerangestelltworden
sind .ImvorigenJahr ist manmit einer fünfprozentigenLehrerreserteausge¬
kommen,heuerhabenwireineLehrerreservevon7einhalbProzent.Esistdurch
auspraktisch ,einesolchezentraleLehrerreserve ,die einebessereVerwendung
der Lehrer ermöglicht zu haben .Im allgemeinen wird bei den Anstellungenauf

die WohnungsnäheRücksichtgenommen.Gegenüberder . RtinSchlösingerstellt
St. . Speiserfest ,dass ,währendanreinenMädchenmittelschulenimJahre1905
14 ,im Jahre 1913 22,im Jahre 1918 24 Leiterinnen waren ,diese Schulen
im Jahre 1926 136 im Jahre 1927 1h1,im Jahre 1928 1l0 und im Jahre 1929

138Leiterinnenhatten ( Hört! Hört ! beider Mehrheit ) .Wasdie FragederKateche¬
ten betrifft,so sei er dagegen ,dassorgendeine Kategorie von Lehrernunter¬
schiedlich von den anderen behandelt werde . Dievon der . RtinSchlösinger vor¬
gebrachten Wünsche werden geprüft werden .Dagegeh ist eine Automatik der Neben¬

gebühren für einen einzelnen Stand ausgeschlossen .ZumSchluss bittet St . R.
nurSpeiserfürAktederVerwaltungniemalseinzelneBeamte,sondernimmerdie

betreffendenStadträteverantwortlichzu machen ,die nachder Verfassungdie
Veranwyortungzutragenhaben(LebhafterBeifallbeiderMehrheit).

Damitist dieDebattezurGruppeI abgeschlossen.DieAbstimmungüber
diese Gruppewirdmorgenvorgenommen.

St .R .ProfessorDr .TandlerreferiertüberdieVerwaltungsWohlfahrts-
wesenundsozialeFürsorge. Erstelltzunächstfest ,dassdieVermehrungder
Ausgabendieser Gruppevorallemauf die Verteuerungder Betriebsführungder
Wohlfahrtsanstalten ,auf die automatischeVermehrungderErhaltungsbeitnäge
sowie auf eine Reihe von Investitionen insbesondere für das Stadion undden
Tuberkulosepavillon zurückzuführen sind . St . . Tandlerschildert sodann denGe¬
sundheits -wundWohlfahrtszustandim Jahre 1929 . DieZahlder
Lebendgeburtendürftesichbeiläufigg .derselbenHöhewieimvorigenJahre,mit rund 25 . 000
auf ca 20 . 000halten . DieZahl der Sterbefälle ist/gegen das vergangeneJahr
ein wenig gestiegen ,sodass sich ein Bevölkerungsdefizit von 5000Menschen

zeigt
ergibt . DieZäuglingssterblichkeit in diesemJahredie niedrügsteZiffer .
Im vergangenenJahre betrug sie 175, ,a diesemJahre rund1600. Die
Säuglingssterblichkeitbeträgtrund8 Prozent . Sieist grösserals inden
Grosstädten der Weststaaten ,sie ist aber immerhinbei uns gegenüberderVor¬
kriegszeit - ummehrals 50Prozentgesunken .In denverschiedenenBezirkenist
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sie verschiedengross ; siezeigt beispielsweisein Favoritendie schreckliche
Ziffer von 12 einhalb Prozent ,in anderen Bezirken ist sie bis auf ' 5Prozent
herabgesunken ,einer Zahl die überhaupt noch nirgends erreicht wordenist . Der

Durchschnittergibt wiegesagt8 Prozent . Wennes uns gelingt in denschlech¬
teren Bezirken eine Besserung zu erzielen ,und es werden alle Massnahmendie
möglich sind ,angewendet ,wird es uns in verhältnismässig kurzer Zeit gelin¬
gen ,unter die Verhältnisziffer von 8 Prozent zu kommen ,was einen ganzungeheu¬
ren Erfolg bedeuten würde .

Eine Analyse der Sterblichkeit überhaupt ergibt ähnliche Resultate wie
im vergangenen Jahre .Die epidemische Sterblichkeit ist minimal .AnScharlach

starben kaum 50 Kinder ,dagegen an Diphterie noch immer 150 . DieseZahlen spie - ¬
aber
len bevölkerungspolitisch kaumeine Rolle . DerHauptteil derSterblichkeits¬
fälle geht zurück auf Abbrauchserscheinungen ,auf chronischeInfektionskrank¬
heiten und auf bösartige Geschwülste .Schon im vergangenen Jahre war die Kar¬
zinomsterblichkeit grösser als die Tuberkulosesterblichkeit . Dasist auchheuer
der Fall .Heuer gab es rund 2900 Sterbefälle an Lungentuberkulose und 3500

Sterbefälle an Karzinom . Esist nur zu hoffen ,dass die tausendfältigen Bemü¬
hungen in allen Laboratorien der Welt uns in die Lage versetzen werden zweck¬

zur Bekämpfungdienliche Mittel des Karzinoms zu finden .Eine interessante Sterblichkeits

ziffer zeigen dåe sogenannten Abbrauchskrankheiten .Das sind die Erkrnnkungen
des Herzensundder Gefässe .UnsereZeit ist die Zeit der Gefäss -undHerzkrank!
ten .ImheurigenJahresind in Wienrund6100Menschenan diesenAbbrauchskrank
heiten zugrundegegangen .Im vergangenenJahre 5627 . ImJahre 1913starbenin
Wien an diesen Krankheiten nur 1872 Menschen ,also viel weniger obwohlunter
dessen die Bevölkerungszahl um mehr als 300000 zurückgegangen ist .Diese Zif - ¬

fervist ein SpiegelbildunsererZeit die denmenschlichenKörper ,dasHerz
und die Gefässe ungeheuer beansprucht .Die Tuberkulose ist im Rückgang be¬

griffen . Ueberdie wirklichen Ursachen dieses Rückgangskann manverschiedener
wissenschaftlicher Meinung sein .Aber Bevölkerungspolitisch heisst das ,dass die

hygienischen Bedingungenbessere gewordensind .Mandarf ja nicht vergessen ,
dass bei der Sterblihkeit der Tuberkulose der soziale Faktor eine Rolle spielt

dernichtbessersondernärgergewordenist .Prognostischgünstigist es ,dass
die Bevölkerung es ausserordentlich gelernt hat bei jedemKrankheitsprozess

aktivmitzuwirken. DaszeigenzweiBeispiele .Wirhabenzumerstenmalvor3
Jahren die Tuberkulosereaktion der Schulkinder des 1 .Schuljahres erprobt und
von 11 . 000Fällen ist in 13 . 000von den Eltern die Zustimmungzur Probegegebe
warden . Beiunseren heurigen Versuchen ,die Kinder nach der MethodedesProf¬
Löwenstein gegen Diphterie zu immunisieren haben fast ausnahmslos alle Eltern
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ihre Einwilligunggegeben. Wenndie Bevölkerungunsweiterhinftist dieProg¬
nosefürdieZukunfteinegünstige .UeberdieIrrsinnserkrankungenunddenAlko¬
holismusist leidernurtraurigeszuberichten .UnsereIrrenanstaltenwerden
immermehrundmehrbelegt,wirsindnahezuamRande.DerAlkoholismushateher
zugenomme. Wasumsotraurigerist ,als DankdersportlichenBestrebungenin
bestimmtenJahrgängenunsererBevölkerungderonoSenussabgenommenhat .
St. . Tandlerteilt sodannmit ,dassderTuberkulosepavillon,dereinebedeutende
Vermehrungder Tuberkulosebettenmisichbringt unddie MöglichkeitzurUnter¬
bringungdesRheumatikerpavillonsbietetbereitsunterDachistunddasservor¬
aussichtlichimJahre1930eröffnetwerdenwird .InVorbereitungdesRheuma¬
tikerpavvilonswurdenRheumatikerzimmereröffnet .WeitersteiltSt. .Tandler
mit ,dassProf .Noordenam . JännernachWienkommtundals Kapazitätaufdem
GebietderErnährungtherapiedazubeitragenwird ,dassdieBedeutungderErnäh¬
rungstherapie in weite Kreise der Bevölkerungverbreitet wird . .. DerneuenGersonschen

MethodederTuberkulosebekämpfungstehenwirvorderhandabwartendgegenüber.
DieAerzteschafthat sich durcheineeigeneKommissionanOrtundStellevon
denErfolgendieserMethodeüberzeugt ,sie gehtdaran ,Versuchezumachenund
es wirddie AufgabederStadtsein ,sobalddie erstenVorbereitungengetroffen
sindundsich dererste Erfolgzeigt ,daranmitzuærbeiten. St. . Tandlerführt

ausserordentlich
sodannKlagedarüber ,dassobwohldasBedürfnisnachApotheken/gestiegenist ,
unddie Stadt Wieneine ReihevonApothekerkonzessionenverliehenhat dasMinis
terbumin RetzterInstanzdieseKonzessionennichtbewilligt .DieseApotheker¬
freundlichkeitderBundesverwaltunggerenüberdenbestehendenEpothekenund
diese Apothekerfeindlichkeit gegenüber jenen ,die geschaffen werden sollen ist

derBevölkerungnichtnützlich .Mansolltees dochfür selbstverständlichhal¬
ten dassso gresseObjektewiedie Krimskykasernedie NeubautenaufderSchmelz,
derFuchsenfeldhofundderHeiligenstädterbaueineApothekebekommen. XIZ/Die
Konzessionen die wir für diese Neubauten verliehen haben ,wurden aber vonder

Bundesverwaltungverweigrt ,obwohlsichimFalleFuchsenfeldhofsogardas
Epothekergremiumfür die Apothekeausgesprochenhat . St . . Tandlergibtsodann
eine Uebersichtüberdie offenenFürsogge .In der FürsorgedesJugendamtes
stehen rund 56,000Kinder,lo . 000Menschenbezieheneine Pfründe .Allein inoffer
ner Fürsorge befinden sich also nahezu 1o0 . 000Menschen ,das heisst jeder 18 .

MenschstehtirgendwieinGemeindefürsorge,FernersindØrund20. 000Spitals-¬
betten ,die vonderGemeindegeführtwerdenbelegt . Dasergibt in einemJahre
rund 7 MillionenVerpflegs -oder Belegstage .Die Fürsorgekdünftigkeitentspringt
zueinemsehrgrossenTeilederArbeitslosigkeit .In denMonatenMaibis
September1929 -dassindMonate ,in denendie Arbeitslosigkeitverhältnis¬
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entfallenmässig gering war
an Geld -undSachaushilfenu

Gemeinderatssitzungvom . .Dezember1929 XII . Blatt
don den für Pflegegelder ,anPflegebeiträgen
iund tur die Kinderüberhahmestelle aufgewendeten

Beträgen rund 50 Proænt auf Arbeitslosenfälle .Dazu kommennoch die gesetz¬

mässigfestgelegten Leistungender GemeindeWienfür die Arbeitslosenund
die in jedemJahresbudgeteingesetzten Beträgezur UnterstützungderArbeits
losen in der Weihnachtszeit . St .R .Tandlerstellt sodannfest ,dass wirdie
Spitals -und die sonstigen Verpflegskosten für die Fremd¬
zuständigen Kranken und Irren tragen müssen ,da auf Grundder Erlässe in

denNachbarstaatenunsdiese Kostennicht ersetzt werden . Esgibt zumB .in
denIrrenanstaltennochimmer370Fremdzuständige .AneinemgünstigenSommer¬
tag waren im Obdachlosenheim 23 Prozent Ausländer .Die Wiener Obdachlosen

bringenwirnichtunter ,dagegenmüssenwireinhalbesTausendFremdebeher¬
bergen . St . R.Tandler teilt sodannmit ,dass eine Reihe neuerAuszahlungsstell

für dis Arbeitslosen und neuer Arbeitsvermittlerstellen geschaffenwird
und macht Mitteilungen von der erfraulichen Besserung auf demGebieteder

Berufsberatung( LebhafterBeifall ) .
GR .Wawerka( . . )erklärt ,dass die alte Forderung der Minderheit ,

dass das Wohlfahrtswesen und die soziale Verwaltung von Parteipolitik frei¬
zubleiben haben ,bis heute nicht erfüllt wurde .Man muss mit Bedauern fest¬

stellen ,dass auch nicht einmal Anzeichen dafür vorhanden sind ,dass es
besser werden wird,Angestellte und Funktionäre versuchen sogar bei alten
Leuten ihren Eunfluss dahin auszuüben ,diese Leute für die sozialedemokrati¬
sche Partei zu gewinnen .In der Fürsorge werden die christlichsczialen Funkt
näre kaltgestellt .Der Redner kritisiert dann ,dass die Säuglingswäsche an

reiche Leute ausgegeben wird .Sogar an eine Wöchnerin Sanatorium Löw
wurde die Säuglingswäsche ausgegeben .Bei der Jugend - und Sportfürsorge
herrscht ebenfalls eine parteimässige Verwaltung .Die Vereine ,die rot orga¬
nisiert sind erhalten regelmässig Subventionen und Spielplätze ,während die
anderen Vereine meist leer ausgehen . DerVerband für freiwillige Jugendfürsor
ge wird mit 80 . 000Schilling subventioniert .Der Caritasverband hingegen
bekommt keinen Groschen .Der Redner stellt schliesslich zwei Anträge .Der ein
Antrag verlangt ,dass die Ausgabe der Säuglingswäsche auf Unbemittelte be¬
schränkt werden soll,Der zweite Antrag geht dahin ,den Caritasverband mit
einer Subvention von 80,000 Schilling zu unterstützen .( Beifall bei der . L .

GR . Untermüller ( E , ) stellt fest ,dass das Kapitel für soziale Verwal - ¬
tung einen sehr bescheidenen Raum im Budget einnimmt .Es wäre höchhte Zeit
endlich einmal die Arbeitsnachweise aus zubauen .Notwendiger wäre aber die
Bereitstellung von Arbeitsmöglichkeiten für die Arbitslosen ,was aber durch
die Steuerpolitik Breitners verhindert wird .Der Redner bespricht sodann
ausführlich die Behandlung des sozialdemokratischen Hausgehilfinnenverbande
Einigkeitä und des Vereines der christlichen Hausgehilfinnen .Während die

Einigkeit von der Gemeinde zwei Hausgehilfinnenheime erhalten hat ,muss der
Verband der christlichen Hausgehilfingen für sein Heim die Wohnbausteuer
bezahlen .Die parteimässige Bchandlung dieses Vereines geht sogar soweit ,
dass bei Versammlungen ,die nur auf Mitglieder beschränkt sind ,wenn am
Schlusse der Vorsammlung ein Lied gesungen wird ,dafür die Lustbarkeitsab - ,
gabe vorgeschrieben wird .Das zeigt ,wie wenig wahr es ist ,dass Ihre Verw
tung eine durfhaus unparteiische ist . InMariahiff hat man den Kindern jetzt
den einzigen Spielplatz weggenommen .Es wurde zugesagt ,dass ein neuer Spiol
platz errichtet wird . DerRedner richtet an den Referenten die Frage ,wo
dieser Spielplatz geplant ist .Er führt forner Beschwerde darüber ,dass man
den Fürsorgeinstitut Mariahilf die alljährliche Sammlungfür die Armen ver¬
boten kat . Die5ooc bis 6000 Schilling ,die diese Sammlung immer gebracht hat
fehlen jetzt den Aermsten der Armen .Seine Partei werde gegen den Voran¬
schlag stimmen .Schlussder Sitzung22Uhr .Fortset zung morgen Freitag 16Uhr .
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